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An den Herrn 
Präsidenten des Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarif gesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes In seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 folgende 
Änderungsvorschläge beschlossen: 

1. Als Artikel 2 ist die übliche Berlin-Klausel einzufügen: 

„Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 und 14 des 
Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin Im Finanz- 
system des Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin.“ 

2. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 3. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates keine Einwendungen. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Euchdruckerei Gebr. Scheut, Bonn 
Allein-Vertrieta: Dr. Hans Heger, Andernach. Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zolltarifgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

§ 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) wird wie 
folgt geändert: 

a) In der ersten Zeile ist vor „Die Bundes- 
regierung“ zu setzen: „(1)“. 

b) Als zweiter Absatz ist anzufügen: 

„(2) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, in besonders eilbedürftigen 
Fällen, in denen ein Verzug mit er- 
heblichen volkswirtschaftlichen Schä- 


den verbunden wäre, durch Rechts- 
verordnung Zollsätze für die Dauer 
bis zu sechs Monaten zu ermäßigen oder 
aufzuheben. In diesen Fällen ist die 
Bundesregierung verpflichtet, inner- 
halb von drei Wochen nach Verkün- 
dung der Rechtsverordnung den ge- 
setzgebenden Körperschaften einen 
entsprechenden V erordnungsentwurf 
zur Behandlung nach Absatz 1 Ziffer 1 
zuzuleiten.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Mit der Entwicklung der Verkehrs- und Nach- 
richtenmittel wird der Wirtsdiaftsablauf 
immer schneller. Die Markttendenzen wech- 
seln häufiger. Will die Wirtschaftspolitik, die 
neuerdings wieder mehr und mehr über die 
Zollpolitik betrieben wird, damit Schritt hal- 
ten, so sind schnelle, häufig sofortige Ent- 
scheidungen über Zollsatzänderungen unum- 
gänglich. 

Die Fassung des § 4 des Zolltarifgesetzes hat 
während ihrer nunmehr fast einjährigen Gel- 
tungsdauer gezeigt, daß Änderungen der Zoll- 
sätze vielfach nicht rechtzeitig durchzuführen 
waren. Die Bundesregierung hält deshalb eine 
Ergänzung des § 4 des Zolltarifgesetzes für 
unbedingt erforderlich. 


Der anliegende Gesetzesvorschlag bezweckt, 
der Regierung für Fälle eines dringenden 
volkswirtschaftlichen Bedürfnisses die Mög- 
lichkeit zu geben, als zollpolitische Sofortmaß- 
nahmen Zollsätze befristet (für die Dauer bis 
zu 6 Monaten) zu ermäßigen oder aufzuheben. 
Die Regierung muß nach der Vorlage die be- 
fristet durchgeführten Zollsatzänderungen in 
Form eines Rechtsverordnungsentwurfs den 
gesetzgebenden Körperschaften zur Behand- 
lung nach § 4 Absatz 1 Ziffer 1 ZTG zuleiten. 
Diese haben alsdann die Möglichkeit, durch 
Zustimmung die von der Regierung befristet 
angeordneten Zollsatzänderungen aufrechtzu- 
erhalten. Im Falle der Ablehnung der Ver- 
ordnung wird die von der Regierung befristet 
verfügte Zollsatzänderung mit ihrem Zeit- 
ablauf von selbst gegenstandslos. 



